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Antrag 109/I/2026

Abt. 01/07 Bellevue + FA I – Internationale Politik, Frieden und

Entwicklung

Der Landesparteitag möge beschließen:

Doppelte Solidarität, gemeinsames Gedenken:
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Einführung des 7. und 8. Oktobers als Gedenktage der Op-

fer des Hamas-Überfalls auf Israel sowie der Opfer der is-

raelischen Militärintervention in Gaza

 

Die SPD Berlin, ihreMandatsträger*innen auf Bezirks- und

Landesebene sowie alle zukünftigen Landesregierungen

unter Beteiligung der SPD führen den 7. Oktober als Ge-

denktag für die Opfer des terroristischen Angriffs der Ha-

mas auf die israelische Zivilbevölkerung am 7. Oktober

2023, einschließlich sämtlicher an diesem Tag entführter

Geiseln, ein.

 

Ergänzend dazu wird der 8. Oktober als Gedenktag für

die palästinensischen Zivilist*innen eingeführt, die infol-

ge der auf den 7. Oktober 2023 folgenden israelischen An-

griffe im Gazastreifen getötet wurden.

 

Beide Gedenktage dienen Vertreter*innen der SPD Berlin

künftig als Rahmen für denAustauschmit den in Berlin le-

benden jüdischen, israelischen und palästinensischenGe-

meinschaften. Zusätzlich wird die SPD Berlin diesen Ge-

meinschaften einen Raum für den Austausch und Dialog

bereitstellen, um die interethnische und übergreifende

Konzeption und Organisation der Gedenktage zu fördern

und eine möglichst große Beteiligung der Gemeinschaf-

ten zu erreichen. Darüber hinaus sollen sie der öffentli-

chen, sachorientierten und differenzierten Auseinander-

setzungmit mutmaßlichen Kriegsverbrechen und Verstö-

ßen gegen das humanitäre Völkerrecht sowie deren ge-

sellschaftlicher und politischer Aufarbeitung dienen, un-

abhängig davon, ob diese gegenüber israelischen oder pa-

lästinensischen Zivilist*innen begangen wurden.

Dabei ist dem Dialog sowie dem interethnischen

Austausch als zentrale Elemente konfliktsensibler

Präventions- und Friedensarbeit besondere Bedeutung

beizumessen.

 

An beiden Gedenktagen werden künftig vor dem Roten

Rathaus sowie vor sämtlichen Bezirksrathäusern, sofern

diese unter Beteiligungder SPD regiertwerden, die israeli-

sche und die palästinensische Flagge gemeinsam in Trau-

erbeflaggung gehisst.

Begründung

In Berlin leben die größten jüdischen, israelischen und

palästinensischen Gemeinschaften in Europa. Aus dieser

besonderen demografischen und gesellschaftlichen Kon-
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stellation erwächst für die politischen Institutionen der

Stadt eine erhöhteVerantwortung, denunterschiedlichen

Formen von Trauer, Verlust und kollektiver Betroffenheit

in angemessener Weise Rechnung zu tragen und hierfür

dauerhaft zugängliche, institutionell abgesicherte Räume

des Gedenkens und der Anteilnahme zu schaffen.

 

Der Antrag zielt auf die Etablierung einer differenzierten,

inklusiven und normativ konsistenten Erinnerungspraxis

ab, die der pluralen Berliner Stadtgesellschaft sowie den

vielfältigen individuellen und kollektiven Traumatisierun-

gen infolge der Gewalteskalation ab dem 7. Oktober 2023

gerecht wird. Er erkennt das Leid von Jüdinnen, Israelis

und Palästinenserinnen gleichermaßen an.

 

Eine demokratische und menschenrechtsbasierte Erinne-

rungskultur darf Trauer und Empathie nicht selektiv orga-

nisierenoder auf einzelneGruppenbeschränken.DieHier-

archisierung von Leid oder die Exklusion bestimmter Op-

fergruppenwiderspricht grundlegendenPrinzipiengesell-

schaftlicher Solidarität undbirgt erhebliche Risiken für so-

zialenZusammenhalt, politischeRadikalisierungund fort-

schreitende Polarisierung.

 

Zugleich bekräftigt der Antrag das uneingeschränkte Be-

kenntnis zur universellen Geltung des humanitären Völ-

kerrechts sowie zur klaren Benennung von Kriegsverbre-

chen und schweren Menschenrechtsverletzungen als sol-

che, unabhängig von der jeweiligen Konfliktpartei. Die ex-

plizite Anerkennung des Rechts sowohl der israelischen

als auch der palästinensischen Zivilbevölkerung auf Si-

cherheit, Schutz vorGewaltundein Leben frei vonexisten-

zieller Bedrohung entspricht den grundlegenden Leitlini-

en sozialdemokratischer Friedens-, Menschenrechts- und

Erinnerungspolitik.

 

Durch die institutionelle Verankerung beider Gedenkta-

ge leistet die SPD Berlin einen Beitrag zur Versachlichung

öffentlicher Diskurse, zur Stärkung von Empathiefähig-

keit und Dialogbereitschaft sowie zur Förderung einer

langfristig aufDeeskalation, Verständigungund friedliche

Konfliktbearbeitung ausgerichteten politischen Kultur in

Berlin.
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